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Antrag des Ausschusses 1  

zur Änderung des § 13 Nr. 3 FAO (Fachanwältin- und Fachanwaltsordnung) 

 

Der Ausschuss 1 bittet die Satzungsversammlung, in ihrer Sitzung am 1. Juni 2026 wie folgt zu be-

schließen:  

§ 13 Nr. 3 FAO wird geändert und wie folgt neu gefasst:  

Bisherige Fassung: 

3.  Strafverfahrensrecht einschließlich Jugendstraf- und Ordnungswidrigkeitenverfahren sowie Strafvoll-

streckungs- und Strafvollzugsrecht. 

Neufassung: 

3.  Strafverfahrensrecht einschließlich Jugendstraf- und Ordnungswidrigkeitenverfahren, Strafvollstre-

ckungs- und Strafvollzugsrecht sowie Grundzüge der internationalen Rechtshilfe in Strafsachen. 

 

Begründung: 

1. Im Zusammenhang mit dem Referentenentwurf betreffend das Gesetz über die internationale 

Rechtshilfe in Strafsachen (RefE-IRG) hat die Landesjustizverwaltung Nordrhein-Westfalen ange-

regt, eine Anpassung des § 13 FAO dahingehend vorzunehmen, dass auch der Themenbereich 

der internationalen Rechtshilfe in Strafsachen erfasst wird.  

 

a) Im Schreiben des Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz an die Satzungs-

versammlung vom 05.12.2025 wurde die Landesjustizverwaltung Nordrhein-Westfalen wie 

folgt zitiert: 

 

„Soweit die Begründung zu § 9 Absatz 6 RefE weiterhin von der Grundannahme ausgeht, der 

dort genannte Kreis möglicher Rechtsbeistände (Fachanwälte für Strafrecht sowie Rechtsan-

wälte, die Interesse an der Übernahme von Pflichtverteidigungen angezeigt haben) biete eine 

gewisse Gewähr dafür, einen geeigneten Rechtsbeistand auszuwählen, bemerke ich noch-

mals, dass § 13 der Fachanwaltsordnung (FAO) für den Fachanwalt für Strafrecht, soweit er-

sichtlich, keinerlei verpflichtend nachzuweisende Kenntnisse im Recht der internationalen 

Rechtshilfe in Strafsachen vorsieht. Auch werden Fortbildungen gemäß § 15 FAO, die den 

Themenbereich der internationalen Rechtshilfe in Strafsachen zum Gegenstand haben, jeden-

falls nach einer überschlägigen Durchsicht der aktuellen Programme namhafter Anbieter von 

Anwaltsfortbildungen weiterhin kaum angeboten. Es wird insoweit angeregt, im Rahmen der 
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bestehenden Möglichkeiten eine Änderung von § 13 FAO dahingehend anzustoßen, dass auch 

Kenntnisse im Bereich der internationalen Rechtshilfe in Strafsachen zum Erwerb der Fachan-

waltschaft verpflichtend nachzuweisen sind.“ 

 

b) Hintergrund dieser (erneuten) Forderung ist dementsprechend der Umstand, dass § 9 Abs. 6 

RefE-IRG vorsieht, dass beizuordnende Rechtsbeistände, die nicht vom Betroffenen benannt 

wurden, aus dem Gesamtverzeichnis der BRAK auszuwählen seien, soweit es sich um eine 

Fachanwältin oder einen Fachanwalt für Strafrecht bzw. eine Rechtsanwältin oder einen 

Rechtsanwalt, die/der gegenüber der RAK ihr/sein Interesse an der Übernahme von Pflichtver-

teidigungen angezeigt hat und für die Übernahme der Rechtsbeistandschaft geeignet ist, han-

delt. 

 

Nachdem § 40 Abs. 8 IRG aktuell auf eine entsprechende Geltung u.a. des § 142 Abs. 6 StPO 

verweist, sollte die vorgesehene Neuregelung inhaltlich aber keine Änderung bedeuten. 

 

2. § 13 FAO verlangt bislang jedenfalls nicht ausdrücklich nachzuweisende besondere Kenntnisse im 

Bereich der internationalen Rechtshilfe in Strafsachen. 

 

a) Nach § 2 Abs. 3 FAO müssen die besonderen theoretischen Kenntnisse (bei allen Fachan-

waltsbezeichnungen) u.a. die europarechtlichen Bezüge des Fachgebiets erfassen. Auch 

wenn die Regelungen zur internationalen Rechtshilfe in Strafsachen in den letzten 20 Jahren 

stark durch die europäische Ebene geprägt und vom Europäischen Gerichtshof näher konkre-

tisiert wurden, umfasst die Norm den Bereich der internationalen Rechtshilfe in Strafsachen 

nicht bzw. nicht vollständig. 

 

b) § 13 Nr. 3 FAO jedoch bezieht sich allgemein auf „Strafverfahrensrecht“, worunter auch inter-

nationales Strafverfahrensrecht verstanden werden kann (vgl. in diesem Sinne nur BeckOK 

FAO/Zimmermann, 33. Edition, Stand: 01.02.2026; Weyland/ Vossebürger, BRAO, 11. Aufl. 

2024, § 13 FAO Rn. 7).  

 

3. Auch wenn mit der h.M. in der Literatur davon ausgegangen werden kann, dass der Themenbe-

reich des IRG bereits von § 13 Nr. 3 FAO erfasst ist, erscheint eine klarstellende Ergänzung des 

Normtextes durchaus sinnvoll.  

 

Eine solche Klarstellung würde zugleich den Anbietern der Fachanwaltskurse verdeutlichen, dass 

auch das IRG (jedenfalls in Grundzügen) vom Lehrgangsinhalt umfasst sein muss. Im Rahmen der 

Fachanwaltskurse spielen internationale Bezüge derzeit hingegen nur teilweise eine Rolle, wobei 

das IRG in entsprechenden Übersichten zu den Lehrgangsinhalten jedenfalls nicht ausdrücklich 

genannt wird. 
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Die nach § 59a Abs. 3 und 4 Satz 1 BRAO vorzunehmende Prüfung ergibt, dass die Änderung von § 13 

Nr. 3 FAO verhältnismäßig und durch Ziele des Allgemeininteresses gerechtfertigt ist. 

Wenn die Ergänzung des § 13 Nr. 3 FAO als bloße deklaratorische Klarstellung angesehen wird, be-

steht das Erfordernis einer Prüfung der Verhältnismäßigkeit nur hinsichtlich der Frage, ob die Aufrecht-

erhaltung dieser Vorgabe (nachzuweisende Kenntnis der Grundzüge der internationalen Rechtshilfe in 

Strafsachen) über das zur Erreichung des mit der Vorschrift verfolgten Ziels erforderliche Maß hinaus-

geht. Das ist nicht der Fall. Selbst wenn nicht von einer bloßen deklaratorischen Klarstellung ausgegan-

gen würde, ist die Änderung nämlich geeignet und erforderlich, um auch zukünftig zu gewährleisten, 

dass die besonderen theoretischen Kenntnisse, welche die Antragstellerin bzw. der Antragsteller gemäß 

§ 2 Abs. 1 und 2 FAO nachzuweisen hat, den zunehmend an Bedeutung gewinnenden Bereich der 

internationalen Rechtshilfe in Strafsachen umfassen. In der Praxis gehört der Bereich der internationa-

len Rechtshilfe in Strafsachen daher durchaus zum Anforderungsprofil der Fachanwaltschaft für Straf-

recht.  

Durch die Änderung wird sichergestellt, dass die theoretischen Kenntnisse auf dem Fachgebiet erheb-

lich das Maß dessen übersteigen, das üblicherweise durch die berufliche Ausbildung und praktische 

Erfahrung im Beruf vermittelt wird. Entsprechend qualifizierte Fachanwältinnen und Fachanwälte kön-

nen aufgrund der nachgewiesenen besonderen theoretischen Kenntnisse im Bereich der internationalen 

Rechtshilfe in Strafsachen die Rechte betroffener Mandantinnen und Mandanten besser wahrnehmen 

und im Verfahren fundierter und zielgerichteter agieren, was zugleich eine Entlastungswirkung zuguns-

ten der Gerichte und Strafverfolgungsbehörden haben kann. 

Mithin ist die Änderung des § 13 Nr. 3 FAO sowohl im Interesse der geordneten Rechtspflege als auch 

zum Schutz der Verbraucherinnen und Verbraucher und der sonstigen Dienstleistungsempfängerinnen 

und Dienstleistungsempfänger i.S.v. II. 2. c) und d) der Anlage 1 (zu § 59a Abs. 4 Satz 1 BRAO) ge-

rechtfertigt. Zudem ist sie hierdurch i.S.v. II. 3. f) und g) der Anlage 1 (zu § 59a Abs. 4 Satz 1 BRAO) 

zur Erreichung dieser angestrebten Ziele des Allgemeininteresses geeignet und geht nicht über das zur 

Erreichung dieser Ziele erforderliche Maß hinaus. 


